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KOMMUNALPOLITISCHE LEITSÄTZE 

Beschluß des Kongresses der Kommunalpolitischen Ver­
einigung (KPV) der CSU am 1B.6.1977 in Augsburg. Er 
wird dem Parteitag der CSU am 23./24. September 1977 
vorgelegt. 

1. Kommunalwahlen 1978: Bayerns Bürger vor einer wich· 

tigen Entscheidung 

Bei den Kommunalwahlen am 5. März 1978 wird entschie­
den, wer bis 1984 die Geschicke der bayerischen Städte, 
Landkreise und Gemeinden lenken wird und welche Politik 
den unmittelbaren Lebenskreis der Menschen bis in die 
Mitte der 80er Jahre bestimmt. 

Bund, Land und kommunale Selbstverwaltung sind Teilbe­
reiche unserer gesamtstaatlichen Ordnung. Sie werden von 
den gleichen politischen Grundsätzen bestimmt. Zwischen 
diesen drei politischen Ebenen besteht ein enger Zusammen­
hang. 

Auch in den kommenden Jahren geht es bei den Auseinander­
setzungen im politisch Grundsätzlichen um die Frage "Frei­
heit oder Sozialismus". Die CSU als die gestaltende freiheit­
liche politische Kraft in Bayern kämpft dafür, daß Kommu­
nalpolitik nicht als Ausgangspunkt und Mittel für Klassen­
kampf und Systemveränderung mißbraucht wird. 

"' Die bayerischen Städte, Landkreise, Gemeinden und Bezirke 
brauchen eine Kommunalpolitik der Mitte und des Reali­
tätsbewußtseins, ausgerichtet an einem Menschenbild, das 
von christlichen Wertvorstellungen geprägt und der perso­
nalen Freiheit und sozialen Verantwortung verpflichtet 

· ist. Bayern braucht deshalb eine von der CSU gestaltete 
Kommunalpolitik. 
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II. CSU-Kommunalpolitik: Die Kommunalpolitik für den 

Bürger und seine Freiheit 

Die Kommunalpolitik der CSU orientiert sich am Menschen 
selbst, nicht an Utopien von Ideologen, die dem Bürger 
ihre Vorstellung von Glück aufzwingen wöllen. Kommunal­
politik ist kein Selbstzweck. Sie dient dem Recht aller Bür­
ger, in ihrer Gemeinde die eigenen Lebensziele zu verwirk­
lichen. Kommunalpolitik - wie die CSU sie versteht - muß 
daher die personale Entscheidungsfreiheit fördern, und den 
Freiheitsrechten des einzelnen Bürgers zu voller Geltung 
verhelfen. 

Die Gemeinden und Landkreise müssen die Voraussetzung 
dafür bieten, daß jeder in eigener Verantwortung und per­
sönlicher Freiheit, dem Ganzen verpflichtet, sein Leben 
gestalten kann. Das Leben in den Gemeinden und Land­
kreisen muß im Zeichen der Vielfalt freier Entwicklungs­
möglichkeiten des Einzelnen und der Gruppen stehen: 

Die l<PV der CSU hält es im Interesse einer lebendigen 
Selbstverwaltung für notwendig, den kommunalen Verwal­
tungen einen Entscheidungsspielraum zu lassen, in dessen 
Rahmen die unterschiedlichen örtlichen, siedlungs-, sozial­
und strukturpolitischen sowie geogrnfischen Verhältnisse 
berücksichtigt werden können. Allumfassende staatliche 
Regelungen im Siedlungswesen, die eine totale Vereinheit­
lichung des Gesetzesvollzugs erzwingen, werden abgelehnt. 

Die l<PV der CSU tritt für klare, einfache und zahlen­
mäßig weniger Gesetze und Vorschriften ein, die der 
Bürger verstehen kann. Ebenso tritt die KPV der CSU 
für einfache Verwaltungswege und kurze Bearbeitungs­
zeiten ein. 

Die KPV der CSU fordert,"Gesetze und Vorschriften 
auf Bestimmungen hin zu überprüfen, die sachlich 
nicht gerechtfertigt sind und den Bürger bevormunden. 
überflüssige Genehmigungsvorbehalte und einengende 
Planungsvorhaben müssen abgebaut werden. 
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Die KPV der CSU empfjehlt dort privaten und frei­
gemeinnützigen Einrichtungen vor kommunalen In­
stitutionen den Vorzug zu geben, wo mit ihnen die 
gleichen Ziele genauso gut oder besser erreicht wer­
den können. 

111. Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke: Grundlagen 

für eine lebendige Demokratie 

Die Gemeinden, Städte, Landkreise und Bezirke sind Grund­
lagen unseres Staatswesens. Die Institution der kommunalen 
Selbstverwaltung trägt zur Verteilung und Begrenzung von 
Macht im Staat bei; sie ermöglicht gleichzeitig den Bürgern, 
die öffentlichen Angelegenheiten ihres unmittelbaren Lebens­
kreises selbst mitzugestalten. 

Für die KPV der CSU sind die Gemeinden, Landkreise und 
Bezirke Zentren demokratischer Staatsordnung und leben­
diger Demokratie. Der überschaubare Raum von Städten, 
Märkten und Gemeinden fördert die persönliche Begegnung, 
erfordert Maßstäbe im menschlichen Umgang und macht 
öffentliche Angelegenheiten durchschaubar und kontrollier­
bar. Darin liegt Wertbindung und Geborgenheit zugleich. 

Die Eigenständigkeit der kommunalen Selbstverwaltung 
umfaßt die Gesamtverantwortung für alle Angelegenheiten 
der örtlichen Gemeinschaft. Hier wird der gesamte Rahmen 
unserer Lebensführung und Umwelt entscheidend geprägt, 
werden neue Bedürfnisse aufgenommen und Anstöße für 
neue Entwicklungen gegeben. 

Die KPV der CSU tritt entschieden für die Erhaltung 
und die Stärkung der kommunalen Selbstverwaltung 
auf allen kommunalen Ebenen ein. Nur leistungsfähige 
Gemeinden, Landkreise und'· Bezirke sichern dem ein­
zelnen Bürger und der örtlichen Gemeinschaft die 
größtmögliche Entfaltung und Freiheit. Sie sind deshalb 
unverzichtbarer Bestandteil unserer freiheitlichen Ord­
nung. Gemeinden, Landkreise und Bezirke müssen 
Zentren kraftvoller bürgerlicher Mitwirkung und bür­
gernaher Verwaltung sein. 
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für Bürger 

Die komrnunale Se1bstvervv21li.·:Ung l0:bt von ds;· Eigenverant~ 
wortung des Bürgers, seinl1r !\/iitvvirkung und ~„._:;intJrn Firdreten 
für das Ganze. Für die KPV der CSU ist dieser personale 

Charakter der Kommunalpolitik von Bedeu­
tung. Kommunalpolitik muß die Interessen ailm Bürger 
einbeziehen. Sie hnt sich rnit d~n 'Sorgen Lind Bedürfnissen 
der Menschen aust.~inanderz.usst:~f-~'; setzt 
rechtzeitige 1 nforrnation tind ein hühes f\11iJß an t)tfent~ 
lichkeit und Verantwortlichkeit 110raus. 

Die KPV der c:su vvil! olno sp.arsarno,. rst~ori,~He, auf 
die Bedürfnisse des ßürgeru 2u'rne,fic,.h1Jcte und jeder~ 

mann schnell erreichbare bürgern61he Ver'!lva!tung. 

Die KPV der CSU tritt d;::rfflr da!~ di1B Bürger tn1d die 
gesellschaftlichen Gruppen 'd:i:jrker ;:-1::r1 Ge-
schehen beteiligt V!!erden, [J~e~~ !<;?1nn: ab;;:·:t" durch 

eine allgemeine Vermehrung fonnali;;tisdier Beteili­
gungsrechte erreicht vverddn a~(J) vlehT1 1Bhr durch die 
erhöhte Bereitschaft der komrm.maien Organe, der 
Verwaltung und der Parteien, sich der Probleme der 
Bürger rechtzeitig anzunehmen. 

Bürgerinitiativen werden von der KPV der CSU als 
Ergänzung der Eigeninitiative_ der kommunalen Selbst­
verwaltung begrüßt. Realistische Vorschläge für Einzel­
projekte sind von den kommunalen Vertretungskörper· 
schaften aufzugreifen. Egoistischen Anliegen ist hierbei 
zu widersprechen, da den gewählten Organen das 
Recht und die Pflicht zur Entscheidung unH~r Abwägung 
der Belange aller Bürger nicht genommen werden kann. 
Häufige und gut vorberei~te Bürgerversammlungen 
sind hierbei eine wertvolle Eni:scheldungshilfe. 

Die KPV der CSU tritt für eine Kommunalpolitik der 
offenen Tür ein, die die Öffentlichkeit nur soweit be­
schränkt, als dies die 1 nteressen der Allgemeinheit und 
die Rechte einzelner gebieten. 

• 
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Die KPV der CSU bekämpft die Entwicklung zu Bilro­
kratismus und zu übertriebenem Perfektionismus. 

V. Die Gemeinden nach der Reform 

Die Gemeinden und Landkreise als Träger öffentlicher Da­
seinsvorsorge und die Selbstverwaltung als Grundlage unseres 
Staates können sich nur behaupten, wenn sie für den Bürger 
leistungsfähig bleiben und den Rahmen für eigenständige poli­
tische Gestaltung bieten. 

Die CSU hat sich dieser Herausforderung gestellt und in der 
Gebietsreform die räumlichen und organisatorischen Vor­
aussetzungen für die Verbesserung der kommunalen Lei­
stungskraft geschaffen. Sie hat dabei im Vergleich zu anderen 
Bundesländern erheblich geringere Richtwerte gewählt, 
die überdies nicht schematisch angewandt wurden, sowie 
alles getan, um möglichst vielen Bürgern die Mitwirkung 
in den Gemeinden und Kreistagen zu ermöglichen. 

Die KPV der CSU wird darauf hinwirken, daß die neuen 
Verwaltungseinheiten mit den entsprechenden Kompe­
tenzen ausgestattet und mit politischem Leben ausge­
füllt werden. 

Die KPV der CSU fordert, daß die publikumsintensiven 
Verwaltungsaufgaben ortsnah erledigt werden. 

Der KPV der CSU geht es nicht nur um die Verlagerung 
von staatlichen Verwaltungsaufgaben auf die Landkreise 
und Gemeinden, sondern um die Neuabgrenzung der 
öffentlichen Aufgaben im kommunalen Bereich, um 
den ursprünglichen Aufgabenbestand und die eigenver­
antwortlichen Entscheidungen der Gemeinden zu 

ff; 

stärken. Das Verhältnis der kommunalen Ebenen zu-
einander sowie der Kommunen zum Staat wird dabei 
durch den Grundsatz der Subsidiarität bestimmt. 

Die KPV der CSU erwartet Beständigkeit nach Abschluß 
der Gemeindereform zum 1. Mai 1978. Weitere Ver­
änderungen werden abgelehnt. 
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Die Verwaltungsgemeinschaften sind eine dauernde, 
gleichwertige Form der Verwaltungsorganisation. Die 
Mitgliedsgemeinden sind selbständige Gemeinden im 
Sinne der Bayerischen Gemeindeordnung. 

VI. Finanzierung kommunaler Aufgaben 

Die Gemeinden sind der Ort, an dem die Auswirkungen der 
staatlichen Politik den Bürger besonders treffen, denn rund 
3/4 aller Gesetze werden von den Gemeinden vollzogen. 
Unter schlechten Gesetzen und einer unsoliden Haushalts­
und Wirtschaftspolitik des Bundes haben die Gemeinden 
und Landkreise derzeit am meisten zu leiden. 

Die gegenwärtige, originäre Finanzausstattung der Kommu­
nen birgt die Gefahr in sich, daß die Gemeinden und Land­
kreise immer mehr zu Kostgängern des Staates werden. 
Dieser ungünstigen Entwicklung kann nicht allein durch 
den kommunalen Finanzausgleich begegnet werden, dessen 
Leistungen in Bayern, aueh im Vergleich zu anderen Bun­
desländern , als beispielhaft anzuerkennen sind. 

Die KPV der CSU fordert eine aufgabengerechte Ver­
besserung der Finanzsituation der kommunalen Selbst­
verwaltung durch Erhöhung des kommunalen Anteils 
am Gesamtsteueraufkommen u.nd Erhaltung des bisheri­
gen Anteils an der Kfz-Steuer. Dies darf jedoch nicht 
zu einer Erhöhung der Steuerbelastung des Bürgers 
führen. 

Mehrbelastungen der Kommunen durch die vom Bund 
geplanten Steueränderungen muß ein äquivalenter 
finanzieller Ausgleich gegenüberstehen. 

~· 

Die KPV der CSU will die finanzielle Eigenständigkeit 
der Gemeinden durch die vorrangige Gewährung von all­
gemeinen Mitteln gegenüber den zweckzuweisungen 
im Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs stärken. 
Der verstärkten Zuweisung freiverfügbarer Mittel für 
die Kommunen ist der unbedingte Vorrang vor weite­
ren Konjunktur- und Investitionsprogrammen des Bun­
des einzuräumen, zumal diese Programme dem föde­
ralistischen Prinzip widersprechen. 

\ 

' 
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Die KPV der CSU wendet sich nachdrücklich gegen eine 
Gesetzgebung des Bundes, deren finanzielle Lasten -
wie vor allem im Bereich der Sozialhilfe - den 
Kommunen aufgebürdet werden. Sie wird daher auch 
darauf dringen, daß bei allen neuen Bundes- und Landes­
gesetzen nicht nur die auf die Gemeinden und Landkrei­
se zukommenden Folgekosten genau beziffert, sondern 
auch bei der kommunalen Finanzausstattuhg berück­
sichtigt werden. 

Die KPV der CSU wird sich dafür einsetzen, daß die 
kommunalen Planungen an der Dringlichkeit des Be­
darfs unter Berücksichtigung der durch die allgemeine 
Wirtschaftslage verringerten 1 nvestitionsfähigkeit orien­
tiert und die Folgekosten bei Neuinvestitionen stärker 
beachtet werden. 

VII. Gemeinden und Ortschaften: Mittelpunkte kulturellen 

und geselligen Lebens 

"Kulturpolitik soll die schöpferischen Kräfte des Menschen 
entfalten helfen, zu einer Weiterentwicklung des geistigen 
Erbes beitragen, dem Menschen eine lebenswerte Umwelt 
erhalten" (CSU-Grundsatzprogramm). 
Die Verwirklichung dieser Aufgabe erschöpft sich nach Auf­
fassung der Kommunalpolitischen Vereinigung der CSU 
nicht in der Wissensvermittlung durch die Schule - not­
wendig ist dafür in besonderem Maße der Erfahrungsbereich 
und Gestaltungsraum einer konkreten Umwelt. Dabei kommt 
den Gemeinden und Ortschaften als Mittelpunkt kulturellen 
und geselligen Lebens entscheidende Bedeutung zu. Hier 
werden durch den Denkmalschutz Werte unserer gebauten 
Umwelt gewahrt und durch Beibehaltung der Ortsnamen ge­
schichtliche Bezüge und traditionelle Einbindungen lebendig 
erhalten. Die Schulen werden aufgefordert, die kulturelle 
Bedeutung des Lebensraumes der S.lhüler in den entsprechen­
den Unterrichtsfächern ausführlich zu würdigen. Private 
Initiativen von Bürgern und gesellschaftlichen Gruppen 
gestalten Bildungseinrichtungen vor und nach der Schule, 
die Selbstorganisation in Vereinen integriert Bürger unter­
schiedlicher Herkunft durch gemeinsame Zielsetzungen. 
All diese Initiativen sind für die Kommunalpolitik wertvoll, 
gleich ob es sich um eine sportliche, musikalische, heimat­
pflegerische, künstlerische, religiöse, allgemein kulturelle 
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oder auch rein gesellschaftliche Aufgabenstellung oder um 
Organisationen handelt, die der Daseinsvorsorge dienen 
(Feuerwehr, Sanitätswesen, Technisches Hilfswerk, soziale 
Dienste und dergleichen). Ähnliches gilt auch für Tradi­
tions- und 1 nteressenverbände. 

Die KPV der CSU tritt für eine familienergänzende 
Bildung und Erziehung in den Kindergärten zu fami­
liengerechten Gebühren ein. 

Die KPV der CSU unterstützt eine Bildungspolitik, 
die angesichts des Geburtenrückgangs möglichst nicht 
zur Vergrößerung von Schulsprengeln greift, sondern 
überschaubaren Schulen mit zumutbaren Schulwegen 
und einem erzieherischen Klima den Vorzug gibt. 

Die KPV der CSU fordert in ganz Bayern leistungs­
fähige Einrichtungen der Erwachsenenbildung mit 
einem breitgefächerten nachfrageorientierten Angebot, 
wobei Gemeinden und Landkreise bei der Förderung 
dem Grundsatz der Pluralität der Träger Rechnung 
tragen und die bestehenden Einrichtungen ent­
sprechend ihrer Leistung berücksichtigen. 

Die KPV der CSU tritt für einen Denkmalschutz ein, 
der einer lebendigen Nutzung dient, nach einheitlichen 
Maßstäben erfolgt und das Mitspracherecht der Gemein­
den voll berücksichtigt. 

Die KPV der CSU tritt im kulturellen uhd gesellschaft­
lichen Bereich für den Vorrang der Eigeninitiative 
vor öffentlicher Reglementierung ein. Hierbei sind 
die vielfältigen Initiativen der Bürger zu fördern, zu 
ermuntern und - wenn nötig - zu ergänzen. 

Die KPV der CSU fordert in diesem Zusammenhang, 
daß die gewachsenen Orts'llamen erhalten bleiben. 

Die KPV der CSU will darüber hinaus die Kulturpflege, 
die Sportbetätigung, die Jugendarbeit und die sozialen 
Dienste verstärkt unterstützt und ein Angebot an 
kulturellen Leistungen für alle Bürger sichergestellt 
wissen. 

• 

• 
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VIII. Die Zukunft unserer Städte: lebenswert - leistungs· 

fähig - menschlich 

Die Städte müssen als Zentren menschlichen Zusammen­
lebens und ihrer Versorgungsfunktion für das Umland le­
benswert, leistungsfähig und menschlich erhalten und ent­
wickelt werden. Die menschengerechte Stadt ist für die KPV 
der CSU Leitbild ihrer Städte- und Wohnbaupolitik. Sied­
lungsstruktur und Baudenkmäler sind Teil der gewachsenen, 
vertrauten Umwelt, prägen das Erscheinungsbild und die 
Eigenart eines Ortes; sie bilden ein wesentliches Stück 
Heimat. Sie gilt es zu sichern und zu erneuern. Die CSU 
tritt für überschaubare und ausgewogene Stadtstrukturen 
ein. Sie will verhindern, daß sich die Stadtkerne zu aus­
schließlichen Arbeits- und Einkaufszentren und die Rand­
zonen zu reinen Wohngebieten entwickeln. In der Stadt­
entwicklung sind öffentlicher und Individualverkehr auf­
einander abzustimmen und angemessen zu berücksichtigen. 
Die Kommunalpolitische Vereinigung der CSU betrachtet 
Stadt und Land als gleichwertigen Lebensraum, der in glei­
cher Weise zu fördern ist. 

Die KPV der CSU hält es für vordringlich, daß mehr 
als bisher auf die Bedürfnisse der kinderreichen Fami­
lien, der älteren Mitbürger und Alleinstehenden Rück­
sicht genommen wird. 

Die KPV der CSU unterstützt die Sanierung der Alt­
bauten mit dem Ziel eines Wohnungsangebots zu gün­
stigen Mieten, sowie die Förderung bedarfsgerechter 
Qualitätsverbesserung der Wohnungen. 

Die KPV der CSU will das Wohnungseigentum weiter­
hin fördern und den Familienheimbau, insbesondere 
für junge Familien, durch öffentliche Finanzhilfen 
untersützen. 

Die KPV der CSU tritt mit Entschiedenheit allen Be­
strebungen entgegen, die zu einer unzumutbaren Be­
lastung des privaten Wohnungs- und Grundeigentums 
oder zu einer Aufspaltung des Eigentums an Grund 
und Boden in Verfügungs- und Nutzungseigentum 
führen. Sie legt ein klares Bekenntnis zur Erhaltung 
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des privaten Eigentums ab gegen alle Kommunali­
sierungsbestrebungen,, wobei die· soziale Bindung des 
Eigentums sichergestellt sein muß. 

Die KPV der CSU fordert ausreichend Spielflächen 
für Kinder und Jugendliche in erreichbarer Nähe von 
Wohnungen sowie Sicherung und weiteren Ausbau 
von Naherholungsgebieten. 
Die KPV der CSU tritt, besonders in bereits bestehen­
den Wohngebieten, für die Förderung von Kommuni­
kationsmöglichkeiten ein. 

IX. Freiheitliche Kommunalpolitik: Soziale Verpflichtung 

· für den Mitmenschen 

Freiheitliche Politik auf der Grundlage des christlichen 
Menschenbildes heißt soziale Verpflichtung für den Mit­
menschen. Die Familie verdient als Grundlage jeglichen 
Gemeinschaftslebens vorrangig Aufmerksamkeit und 
Förderung auch zur Stärkung ihrer Erziehungsfunktion. 
Politisches Handeln orientiert sich am Leitbild des selbst­
verantwortlichen Bürgers, gibt Hilfe zur Selbsthilfe, zielt 
auf soziale Gerechtigkeit und verpflichtet zur Hilfe für 
den Schwachen und sozial Benachteiligten. Die Integra­
tion derBenachteiligten setzt voraus, daß ihre Probleme 
und Bedürfnisse in allen Bereichen der Kommunalpolitik 
berücksichtigt werden und daß die Mitverantwortung aller 
Bürger für sie gefördert wird. Es geht dabei um die soziale 
Sicherung und Integration älterer und behinderter Mit­
bürger, um die Sorge für die jungen Menschen, die einen 
Arbeitsplatz suchen, um Erziehungs- und Familienhilfe, 
um ergänzende soziale Dienste sowie um 1 ntegrationshil­
fen für Nichtseßhafte, Rücksieil1er und ausländische Ar­
beitnehmer. Das Gesundheitswesen muß ein bedarfsge­
recht gegliedertes und funktional abgestimmtes modernes 
System der gesundheitlichen Sicherung anbieten. 

• 
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Die KPV der CSU fordert den Ausbau der ambulanten 
Pflege in den Gemeinden durch die Schaffung weiterer 
Sozialstationen und sozialer Dienste, die gleichmäßige 
ärztliche Versorgung in allen Landesteilen sowie Orts­
nähe auch bei der stationären Versorgung, damit im 
Krankheitsfall dem Bürger schnell und angemessen 
Hilfe zuteil werden kann. 
Ein modernes Krankenhauswesen erfordert zentrale 
Krankenhäuser mit hervorragender personeller Und 
medizinisch-technischer Ausstattung. Daneben hat aber 
auch das kleinere Krankenhaus zur ortsnahen Versor­
gung seine Berechtigung. Diese leitet sich insbesondere 
aus mitmenschlichen Gesichtspunkten zur patienten­
und familiennahen Krankenhausgrundversorgung ab, 
vor allem in den dünnbesiedelten ländlichen Räumen. 

Die KPV der CSU setzt sich dafür ein, daß die geistig . 
und körperlich Behinderten ohne Zurücksetzung oder 
Isolierung in die Gemeinschaft aufgenommen werden. 
Dazu gehören auch entsprechende bauliche Einrichtun­
gen. 

Die KPV der CSU will entsprechend dem Landesalten­
plan der Bayerischen Staatsregierung den alten Mit­
bürgern solange wie möglich die volle Teilnahme in 
der Gemeinschaft und ihrer vertrauten Umwelt er­
halten. 

Die KPV der CSU fordert für die ausländischen Arbeit­
nehmer geordnete Wohn- und Lebensverhältnisse. 

X. Partnerschaft zwischen den Gemeinden: Mitverantwortung 

für Europa 

Die Freiheit ist unteilbar. Freiheit der Gemeinden und der 
Bürger kann es nur in einem freien Deutschland und in einem 
freien Europa geben. Europa wird als politische Gemein­
schaft der freien Europäer nur dann verwirklicht, wenn es 
in den Fundamenten der Staatswesen, in den Gemeinden, 
Wurzeln schlägt und vom Willen der Bürger getragen wird. 
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Die Menschen treffen sich auf der Ebene der Gemeinden. 
Hier ist ein Ort der internationalen Begegnung. Es gilt das 
Bewußtsein gemeinsamer europäischer Verantwortung zu 
stärken. 

Die KPV der CSU tritt deshalb nachdrücklich für den 
Ausbau und die Pflege der Partnerschaft zwischen den 
Gemeinden des freien Europas ein. Dabei muß der 
Schwerpunkt auf der Begegnung der Menschen und 
ihrer Vereinigungen liegen. Die Partnerschaften dürfen 
sich nicht in Treffen der Gemeindevertretungen und 
der Verwaltungen erschöpfen. 

Im Interesse der Sicherung der Freiheit und zur Abwehr 
von Sozialismus, Kollektivismus und Volksfront in 
Europa setzt sich die KPV der CSU entschieden für 
die Zusammenarbeit aller freiheitlich gesinnten poli­
tischen· Kräfte auch auf der Ebene der europäischen 
Gemeinden ein. 

• 

• 


